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Zeit Entwurf des Staatshaushaltsgesetzes
für 1866.

Am 19. d. M. hat die Regierung dem Abgeordneten-
hause den Entwurf des Staatshaushaltsgesetzessur das

laufende Jahr vorgelegt Derselbe schließt,.wie aus den
in der WochenschaugegebenenZahlen lzu ersehenist, mit

rund 157 Millionen Thalern in Einnahme und

Ausgabe ab. Es zeigt dies eine Steigerung der Ein-

nahmen und Ausgaben gegen den Regierungsvorauschlag
für 1865 um etwa 6 Millionen Thlr., gegen 1864 um

etwa 15 Millionen Thlr., d. h. um etwa 10 »Jo,wodurch
sich, wenn nicht sehr bald einer solchenregelmäßigen
Steigerung Einhalt gethan wird, die Aussicht eröffnet,
in sechs Jahren ein Budget von etwa 200

Millionen zu haben,d. h. es werden alsdann, da man

wohl annehmen kann, die Bevölkerungunseres Staates

wird sich bis dahin auf 20 Millionen Menschen ver-

mehrt haben, die Staats-Ausgaben und die Staats-Ein-
nahmen pro Kopf 10 Thlr., oder pro Familie
50 T lr. betraien
Mkänwird Junswahrscheinlichentgegenhalten,daß

die Steigerung der Einnahmen, welche sich in dem
Budget zeigt, eine Vermehrung der Ausgaben zuläßt,
aber einerseits vermögen wir in der Regierungsvorlage
eine Steigerung der Einnahme, wie sie ans der Gesammt-
zifserdes Budgets hervorzugehenscheint,nicht zu erkennen,
und zweitens halten wir es nicht für nothwendig, daß
mit den steigenden Einnahmen auch die Ausgaben
steigen, sondern es scheint·unszweckmäßiger,daß man

in solchemFalle durch Herabsetzung von Steuern
den Volkswohlstand nachhaltig fördert.

Die Gründe«welche uns bestimmen, an der Stei-

gerung der Einnahme zu zweifeln,welchesich-scheinbar
im Entwurf des Staatshaushaltsgesetzeszeigt, finden sich
hauptsächlichin zWel Posten des Entwurfes. Der eine

derselben ist die Einnahme von 13X4 Millionen
Thlrn. aus dem Vertrage mit der Direktion
der Kötln-MindenerEisenbahngesellschaft. Wir

haben schon früher wiederholtunseren Bedenken ge en

diesenVertragWorte geliehen,heute wollen wir diesel en

nicht wiederholen, sondern nur hervorheben,daß man eine

solcheeinmalige Einnahme doch offenbar nicht als
eine Vermehrung der laufenden Einnahmen
ansehen kann, welcheGrund geben dürfte zu einer Ver-
mehrung·derAusgaben. Mit demselben Rechte könnte
man Anleihen als Einnahme-Posten ansehen, welche eine
Vermehrung des Volkswohlstandesund der Steuerkraft
des Landes beweisen. Ganz dieselben Bedenken wie dieser
Einnahme-Posten,erweckt die Vermehrung der Ein-
nahme aus den Forsten um etwa 1 Million
Thlr. Auch dieser Einnahme-Postenläßt sich vorüber-
gehend durch vermehrte Ausnntzung der Wälder steigern,
aber sicherlich kann er aus die Dauer eine solche Stei-
gerung nicht vertragen. Dies sind die hauptsächlichsten
Bedenken, welchewir gegen die Steigerung der Ein-
nahmehaben;eine Betrachtungder einzelnenZahlen des
Budgets zeigt, daßsichnochbei vielen anderen Posten ähn-
licheBedenken erheben lassen,so z. B. bei der bedeutenden
Erhöhung der Klassen-, Einkommen- und Ge-
werbe-Steuer, so bei der Gebäudesteuer, welche
um etwa V2 Million Thlr. die Summe übersteigt,
welche ursprünglichals Ertrag derselbenangenommen
worden war.

Vielwichtiger aber noch als solcheBedenken scheinen
uns die Zweifel an der Richtigkeit des in dem

Budget unseres Staates seit Jahren hervor-
tretenden Grundsatzes zu sein, daß Mit den

Einnahmen auch die Ausgaben steigen Müssen—
Die Bedenken gegen die Zweckmaßigkeitdieses Prinzipes
der Finanz-Vekwaltunghaben auchschon in der vorigen
Session des Abgeordnetenhausesbei der Debatte über den

Generalbericht der Budget-Kommissionihren Ausdruck

gefunden, und die Majoritätdes Abgeordnetenhauseshat
damals ihre Ansichten in dieserBeziehung in folgenden
Resolutionen ausgesprochen:

I. Jn dem vorgelegten Staatshaushalts-Etat ist
eine richtige Vertheilung der Staats-Ausgaben
nicht zu erkennen.

Il. Der Militär-Etat bedarf einer wesentlichen
Umgestaltung und Ermäßigung

·
«



111. Für pro duktive Zwecke, Strrmregulirungen,
Wegebauten, Landes-Meliorationen, für Unterrichtund

Wissenschaft,desgleichenfürVerbefferung der Gehäl-
ter der Lehrer, der Sribalterneu- und Unter-

bearnten, wie auch des Soldes der Unteroffiziere
und Gemeinen in der Armee fiud größereStimmen
wie bisher zu verwenden.
IV.-· Der gegenwärtie Zeitpunkt ist geeignet, eine

Reform’ und Ermäßigungdrückender oder

zweckwidrig angetegter Staatslasten, namentlich
die Beseitigung des Zuschlages bei den Gerichts-
kosten, die Herabsetzung des Briefportos und die

Aufhebung des Salzmonopols in»Angriff zu
nehmen.

v. Die Gebäudestener ist auf den ursprünglich
veranschlagtenBetrag von 2,843,260 Thlr. jährlich
gesetzlichfestzustellen.

VI. Es ist eine gesetzlicheUmwandlung der

Klassen- und Einkommensteuer dahin vorzu-
nehmen, «-

daß die Anzahl von Monatsraten, welche zur
Deckung des Bedarfs zu erheben find, innerhalb
des gesetzlichenMaximum von 12 Monatsraten

jährlichdurch das Bndget festgestelltwird.

vIL Die KöniglicheStaats-Regierung wird auf-
gefordert, schon bei der gegenwärtigenEtatsberathung
Abänderungs-Vorschlägeim Sinne der Nr. I — III

aufgestellten Gesichtspunkte vorzulegen.
Diesen Resolutionen ist in dem vorgelegten Entwurfe

nicht in nennenswertherWeise Rechnunggetragen worden.
Das Prinzip der Ausgabenvertheilungist dasselbegeblie-
ben, wie früher. Die Hauptlaft der Ausgaben findet
sich nach wie vor im Militair-Etat, welche gegen das

Vorjahr um 2 72 Million Thlr. gewachsenist, statt daßwie
es in der zweiten Resolution gefordert worden, eine

Ermäßigungeingetreten ist. Dadurch haben natürlich
die Ausgabeforderungen, welche in jenen Resolutionen
ausgesprochensind, nicht befriedigt werden können, und
wenn auch einzelne Aufbesserungen der Gehälter der

Subalternbeamten und Lehrer in den Etat aufgenommen
sind, so verschwindendiese Summen doch gegenüberden

Summen, welcheuns für diese Zwecke nothwendigerschei-
nen. Ebenso wenig findet sich auch in der Vorlage die

so dringend nothwendigeAufbesserungdes Soldes der

Unteroffiziereund Gemeinen.
»

Von den gefordertenErmaßigungender Einnahmen
finden wir nur die eine: die Aufhebungdes Zuschlages
zu den Gerichtskosten, theilweiseberucksichtigtzdie dem

Verkehr durch Herabsetzungdes Briefportos erwachsene
Erleichterung vermissenwir leider noch immer, und zu
der Aufhebung des Salzmonopols, welche von ganz
besonderer Wichtigkeitfür den Landmann ist, kann sich
die Regierung offenbar immer noch nicht entschließen.

Man sieht also. daß das vorgelegteBudget den Bei-

fall der Majorität des Abgeordnetenhauses,welche im

vorigen Jahre ihre Ansichtenüber die nothwendigeReform
unserer Finan verwaltung in so klarer Weise ausgesprochen
hat, voraussi tlich nicht finden wird. Sie wird, davon

sind wir überzeugt,die Forderungen,welche sie in obigen
Resolutionen aufgestellt hat, in diesem Jahre wieder-
holen,»vor allem aber jene sechste Resolution, deren
Durchfuhrungzuglecchverlangt, daß in der Finanzver-
waltung das Prinzip zur Geltung gelange: Zuerst
mussen die nothwendigen Ausgaben für die

Staatsverwaltung bestimmtwerden und dann
muß die Höhe der Einnahmen so festgestellt
werden, daß sie diesen Ausgaben entsprechen.
Alsdannwürde es wahrscheinlichsehr bald möglichfein,
die Steuerlast des preußischen Volkes durch
Herabsetzung oder gänzliche Aufhebung einzel-
ner Steuern zu erleichtern.

Politische Wocheufchau.
Preußen. Das Hauptinteresse nimmt jetzt natürlichdie

Volksverttetung in Anspruch. Das Abgeordneten-
haus hat am Freitag, 19. d. M., seine dritte Sitzung ge-
halten. Jn derselben theilte der Präsident Graboro ein
Schreiben das Abg. Johann Jacoby mit, in welchem der-

selbe seine Abwesenheitdamitentschuldigt,daß er gegenwärtig
eine sechsmonatlicheGefängnißstraseverbüße. Darauf theilte
er mit, daß der Justizmimster die Sistirung der Untersuchung
gegen den Abg. v. d. Leeden angeordnethabe. Wegeneiniger
Prozesse, die

gegen
andere Mitglieder des Hauses schweben,

find ähnliche lnträge eingegangen, wel e in der nächsten
Sitzung zur Berathung kommen sollen. on dem Abg. Dr.

Virgowist folgender Antrag eingegangen:
» as Haus der Abgeordneten wolle beschließen,zu et-

klären: die von dem Ministerpräsidenten in der Eröffnungs-
rede im Namen der Regierung abgegebeneErklärungüber
die Vereinigung des Herzogthums Lauenburg mit
der Krone Preußen widerspricht deutlichen Be-

stimmungen der preußischen Verfassung. Das Haus
der Abgeordneten erklärt daher jede Vereinigung von Lauen-

burg mit der Krone Preußen so lange als rechts un gültig,
als die Zustimmung des preußischenLandtages nicht erfolgt
ist·« — Der Antrag geht an eine besondereKommissionvon

14 Mitgliedern. —- EbensofolgenderAntrag des Abg. Dr.
Becker (Dortmund):
»Das Haus der Abgeordneten wolle beschließen:den zwi-

schen der königlichenStaatsregierung und der Köln-Min-
dener Eisenbahn-Gesellschaft unter dem 10. August
1865 geschlossenenund durch die Gesetzsammlung (1865,
Nr. 44) veröffentlichtenVertrag, betreffend Aufhebung der
dem Staate zustehenden Amortisation der Köln-Mindener

Eisetfibahnaktiennach seiner Verfassungsmäßigkeit zu
ru en.«p

Darauf brachte der Finanzminister PM Staats-

haushaltsEtat für 1866 ein. Die Einnahmen und

Ausgaben schließenmit 157,237,1SP9 Thaler ab, unter den

Ausgaben betragen die außerordendllchell«9-304-056 Thaler—
Der diesjährigeEtat schließt,Wle der Finanzministererläu-
ternd hinzufügte,excl. der »h0h«enzollernschenLande ab mit

156,973,770 Thlr., also Mit einem Mehr von 6,534,996
Thlx. gegen das Voriahk, Und nach Abzug der nothwendigen
Betriebs- und Erbebuvgskostenmit einem Nettomehk von

3,764,831 Thit— DJElSSumme entsteht aus Mehrüberschüss
sen, z. B. durch hohere Ausnutzungder Forsten 1,l74,332
Thlr., bei der Berg- und Hüttenverwaltungdurch größere
Ausbeute 503,641 Thlr., bei den direkten Steuern 504,332
Thaler, durch Jntraden bei der Köln- Mindener Bahn
l,735,940 Thlr. Diesen Mehreinnahmen stehen Minder-



überschüsseund Mindereinnahmen entgegen, immer im Ver-

gleichezum Vorfahre,welche theils durch dieHandelsverträge,
Ekmäßigungder Zolle und Tarife, Aufhebungder Uebergangss
steuer und Steuer vom inländischenWeineentstehen, aber

durch andere Mehreinnahmen bei den indirekten Steuern bis

auf 188,380 gedeckt sind. Bei der allgemeinen Kasseiivers
waltung stellt sich ein Miiius von 361«,236Thlr., bei der

Telegraphenverwaltungein Minus von 1«46,040Thlr. her-
aus. Nach Abrechnung aller Ausfalle ergiebt sich das Mehr
Von 3,604,831 This-. und rechnet man die Ueberschüssean

Einnahmen, so wie die Ersparnissebei den Ausgaben hinzu,
so bleibt an Deckungsmitteln die Summe von 4,374,433
Thlr., worüber bei den einzelnen Verwaltungen disponirt
worden ist, z. B. für Aufbesserungvon Gehalten (d. h. etwa

272 Millionen sind mehr für das Militair angefetzt). Unter

den extraordinären Ausgaben besinden sich 100,000 Thlr. als

erste Rate für die Uebersiedelungder Porzellan - Manufaktur
(an deren Stelle bekanntlich das Abgeordnetenhausgebaut
werden soll), 950,000 Thlr. für das Kriegsministerium zu

Festungsbauten, Beschaffungvon Geschützen,Munition ic.

Nach der Vorlage erhebt sicheine sehr lebhafte Debatte

über die Art, wie das Budget behandelt werden soll.
Bekanntlich ist diese Frage schon vielfach in der Presse und

in den Vorversainmlungen der Abgeordnetenerörtert·worde·n
und auch wir haben dieselbe ausführlichbesprochen.Die

Mehrheit der Fortschrittspartei ist nämlich der Meinung-, daß
bei dem Mangel an Berücksichtigung,welche die Beschlüsse
des Abgeordnetenhaufesbei den früherenBudget-Vorlagen
Seitens der Regierung gefundenhabe, bei der Weigerung der

Staatsregierung die sie bei mehreren Gelegenheitenausge-
sprochen, dieseBeschlüsseüberhauptin Wirksamkeitzu setzen,
es sichnicht mehr darum handeln könne,die einzelnenPositio-
nen des Budgets zu prüfen, weil dadurch der Schein erzeugt
werden könne, als ob wir uns noch in regelmäßig-verfassungs-
mäßigenZuständenbefänden. Es müssevielmehr den«Steuer-
zahlern auch äußerlich,und nicht blos durch Vorstellungen,
klar gemachtwerden, was »einbudgetloserZustand sei, in dein

wir uns besinden, daß nämlichdie Volksvertretungden Ein-

fluß auf die Staatseinnahmenund Staatsausgaben, welchen
ihr die Verfassung zuweist,unter den jetzigenVerhältnissen
nicht ausüben könne und schonseit Jahren nicht ausgeübthabe.

Diese Ansicht wurde vertreten von den Abgeordneten
Twesten, Löwe-Calbe, von Hennig, von Forenbect
und SchulzesDelitzsch Demgegenübermachten die Abg-
Waldeck, Graf Schwerin, Stavenhagen, Reichenß-
perger und Gneist geltend, daß das Haus nicht darum
ein neues Verfahreneinschlagensolle, weil die Regierung
die nach der Meinung des Hauses ihr obliegendenPflichten
nicht erfüllthabe· Das Land ke»tme»außerdemdie Bedeutung
des budgetlosenZustandes vollständigund wer darüber noch
bis

setztnicht aufgeklärtsek-,der Werde auch durch die neuen

Dakesllvgen nicht aufgeklärtwerden. Das Haus beschloß
datmi das Budget wie früher in der Kommissionbehandeln
zU lassen- Für die von Twesten, LowesCalbe u. s. w.

VorgeschlagekleMethode stimmte nur die Mehrheit der Fort-
schrittspartei. Von der Fortschrittsparihaben unter anderm
die Abg. Dr. »Waldeck,Jung, Ziegler, Kirchmann
Und Laßwitz sur die Behandlungder Bungetvorlage nach
des gewöhnlichenWeise«eftimmt. Das Budget ist demge-
maß der BudgetkommlsUZUüberwiesenworden. Dieselbe
besteht aus folgendenMitgliedern: v. BpckUm-Dplffs,
VorsitzendelsStavenhclgen, Stellvertreter des Versitzenden.
V« SCUTFEUsGeorgenfeldhVkstmtmm Richter, Lüning,

sBSchUstsUhkek).Krieger-Goldapp. Müller. Virchow.
achleks Dahlmann. Klos. Vorsche. v. Carnal-l.

Rohden.Reichenheim. v.Seidlitz. Techow.Michaelis
Hinrichs

JU det· 4. Sitzung am 23. d. M. hat das Abgeordneten-
haus die Anträge,welche in Bezug der Sistiruu der gegen
einige Mitglieder eingeleiteten Untersuchungengesselltwaren,

genehmigt. Neue Vorlagen Seit-us des Ministeriums wur-

den nicht gemacht.
Das HekkeUhaUs hat seit unserem letztenWochenbericht

keine Sitzung gehalten.
Die Mitglieder der»liberalen Partei des Abgeordneten-

hauses werden in den nächstenTagen einen Antrag stellen in

Bezug auf die Verordnung vom 10, Nov, v» J» betreffend
die Veränderungin der Zusammensetzungdes Herrenhaufes

Jn einer Fraktionsverlainmlung der Fortschrittspartei
wurde von einem Mitgliede ein Antrag auf Ministekan-
klage vorgeschlagen.Der Antrag solle der Justiz-Kommission
überwiesen, von dieser die Anklageschriftausgearbeitet, und
vom Hause der Versuch gemacht werden, die Anklage beim
Obertribunal durchzusehen Der Vorschlag fiel.
Auch diejenigenMitglieder,welche ihm prinzipiell zuftimmten,
waren dagegen, weil wegen mangelndenAnklägersder Antrag
erfolglos»seinwürde.

Von Konigsberg ist eine Petition an das Abgeordneten-
haus abgesandt worden, in welcher um Wiedereinführung
der-Schwurger-ichte für politische und PreßsPros
zesie gebeten wird. Ueber die Notbwendigkeitder Wieder-

hFerstellungdes Art. 94 der Verfassung in feiner früheren
orin, durch welche alle derartigen Prozesse den Schwur-

gerichten zugewiesenwaren, brauchen wir wohl kein Wort

hinzuzufügen.
Sehr wichtigmuß eine Neuerung erscheinen,welchein der

letzten Zeit zu Tage getreten ist. Es ist nämlich in den

Preßprozessen, in welchen die Anklage auf Majestätsbe-
leidigung lautete, wiederholt von Seiten der Staatsanwalt-
schaft der Antrag —an Aberkennung der bürgerlichen
Ehrenrechtes für· einen bestimmten Zeitraum gestellt wor-
den. Es ware dies eine ganz wesentliche Schärfung der

Strafe, wenn die GerichtesolchemAntragegemäßerkennen sollten.
Hannover. Die hannöverscheRegierung hat sich nach

langem Sträuben endlichdochentschlossen,den Handelsvertrag
zwischendem Zollverein und dem KönigreichItalien zu unter-

zeichnen. Dadurch spricht Hannover gleichzeitigdie bis jetzt
verweigerte Anerkennung des KönigreichsJtalien aus. Da-
mit ist endlich der deutschen Industrie der italienische Markt

geöffnet worden, möge man aber in der Freude über diese
Erweiterung des Marktes nicht vergessen,daß die langLeZöge-rung nur eine Folge des Mangels einer deutschen entral-

gewalt und eines deutschenParlaments ist.
Frankreich. Am 22. d. M. haben die Sitzungen des

gesetzgebendenKörpers begonnen. Der Kaiser hat ihn mit

einer Rede eröffnet,in welcher er die Lagedes Landes und
die Beziehungenzum Auslande auöftslhtllchbespricht. Nach-
dem er hervorgehoben,daß der Friede überall gesichertist,
daß die Beziehungen zu Eiäglandnoch »herzlicher«als früher
geworden sind, sagt er, in ezug auf Deutschlandsei es seine
Absicht,fortdauernd eine Politikder Neutralität beizubehalten,
welche, wenn sie ihn auch·nicht hindert, sich bisweilen zu
betrüben oder zu erfreuen, Ihn dennoch den Fragen, bei wel-

chen Frankreichs Interessen nicht unmittelbar engagirt sind,
fern bleiben läßt. Damit werden am besten alle Gerüchte
von seinen Plänen, eer Wiederholung der Londoner Kon-

ferenzenzu verlangen, widerlegt. «

Jn Bezug auf Mexiko stellte er einen baldigen Rück-

ug der französischenTruppen von dort in Aussicht. ·Es
ürftenalsdann wohl die Tage jenes Kaiserreichesgezähltsein·



Ueber die inneren VerhältnisseFrankreichs äußerte er sich

ungefährfolgendermaßen:
die im Jnnern herrschendeRuhe

ha e ihm einen Besuch Algiers gestattet,welcher für die

Sicherstellungder Interessenund die Annäherungder Raeen
hoffentlichnicht unnütz san wird. Seine Abwesenheit habe
gleichzeitigdie Möglichkeitseiner Vertretung in Frankreich
bewiesen. Die französischenInstitutionen bewähren sich
inmitten einer befriedigten und vertrauensvollen Bevölkerung,
Die Gemeindewahlen·erfolgten ins der größten Ordnung
und in vollster Freiheit Das Koalitionsgesetz ist unpartei-
lich von der Regierungund von den Arbeiter-Klassen mit

Mäßigung ausgeführt.Das Gesetz über die Korporations-
gesellschaftenwird die Errichtung zahlreicherGenossenschaften

estatten, denen das Recht zur Vereinigung für industrielle
nteressen unter Ausschluß der Politik zugestanden wird.

Der Zustand der Finanzen zeigt steigende Einnahmen und
verminderte Ausgaben; das neue Amortisirungsgesetzgewährt
den Staats läubigernneue Biirgschaften. Das Gleich e-

wicht im udget ist gesichert. Jn der Einnahme nd

Ueberschüsfeerzielt. Durch die Reduction der Armee
bleibt die Organisation des Heeres unbeschädigt,da nur die
Cadres aufgelöst,die Mannschasten aber andern Compagnien
zugetheilt sind. Die Budgets für öffentliche Arbei-
ten und den Kultus sind nicht vermindert. Der Umsatz
im Handel ist um 700 Millionen gestiegen. Der Kaiser
tadelte zum Schluß die unruhigen Geister, welcheder Regie-
rung die Kraft und die Initiative zu entziehen suchen und

beglückwünschtsich nach einer vierzehnjährigenRegierung

Frankreigim Auslande geachtet und im Innern ruhig zu
sehen. chließlichsat der Kaiser: »Die Erziehung und

Aufklärung möge den Einzelnenerheben und ein ganzes Volk

gegen trügerischeTheorien schützen.«
Spanien. Der AufstandsversuchPrims hat wirklich

mit der Flucht desselbennach Portugal geendigt. Aber man

darf nicht glauben, daß die Sache selbst damit vollständig
beigelegt worden ist; in verschiedenenProvinzen zeigt sich die

Bevölkerung so unruhig, daß die Regirung nur mit der

äußerstenMühe die Ordnung aufrecht erhalten kann.

Der Militair-Etat

Die Militairfrage wird mit vollem Recht als die Ursache
des Konfliktes, der so schwer auf der Entwicklung unseres
Vaterlandes lastet, angesehen, und deßhalbverdient bei der

Vorlage des jedesmaligenBudgetgesetzesvor allem der Militair-
Etat die volle Aufmerksamkeit. uiu zu sehen, ob sich aus ihm
eine Hoffnung auf eine Ausgleichungdes Konfliktesableiten läßt.

Zwei Gesichtspunktesind es, welche vorzüglichbei der

Militairfrage in Betrachtkommen, einmal die Frage wegen
der Länge der Dienstzeit,weil bei verlängerterDienstzeitdem

Lande auf längere Zeit ein großer Theil der Arbeitskraft,
welcher die Vermehrung des Nationalwohlstandesschafft,ent-

zogen wird, und zweitens der theils durch die verlän-

gette Dienstzeit, theils durch erhöhte Aushebung vermehrte
Präsensstand der Armee, welcher eine Vermehrung der

Ausgaben für das Militair mit sichbringt,und nach Ansicht
der Majorität des Abgeordnetenhauseslunser Budget zu
stark belastet. Hier, wo wir die Militairsragenur anknüp-
fend an den vorgelegten Etat betrachten, mietessirtuns auch
vor allem nurdiese Seite der Frage, wenn wir auch die

andere nicht vernachlässigendürfen. .

Wir werden unsern Lesern durch einekurze Zusammen-
stellung der für das. Militairgeforderten und ausgegebenen

"

Summen zeigen,wiedieselbenseitdeinZeitpunkt, wo Preu- «

ßen in die Reihe der verfassungsmäßigenStaaten getreten
ist, gestiegensind.

Es betrügendie Ausgaben für das Kriegsministerium:
im Jahre 1849 —- 36,888,146 Thlr.,

1850 — 35,57s4,250 ,I s

» » 1851 — 44,212,086 »

» » 1852 —- 30,083,339 .

» » 1853 — 29,977,878 ·

» » 1854 —- 34,240,002 ·

» » 1855 — 36,845,647 »

» » 1856 — 36,914,408 »

» » 1857 — 34,155,24-2 »

» » 1858 — 32,741,996 ,

» » 1859 — 58,741,712 »

» » 1860 —- 41,578,973 »

» » 1861 — 40,225,892 »

» » 1862 — 39,000,788 »

» » 1863 — 44,189,865 ,

. . 1864 — 41,333,576 »

» . 1865 — 41,276,566 »

» » 1866 —- 43,609,629 »

Es ergiebt dies also für 18 Jahre eine Gesammtausgabe
von 601,607,942 Thlr., d. h. im Durchschnittjährlich
33,422,663 Thlr. Vergleicht»man mit diesemDurchschnitt
die Forderung,welche die Regierung in diesemJahre aufgellyso sieht man, daß der Durchschnitt urn 10,187,279 hlr.
überschrittenist. Noch ungünstigergestaltet sich aber das

Verhältniß,wenn man berücksichtigt,daß in den ausgeführten
Jahren mehrere enthalten sind, in denen die Kriegsbereitschaft
sehr bedeutende Mehrausgaben veranlaßt hat, während im
diesjährigenEtat nur« von den Ausgaben für den Friedensetat
die Rede ist. Nimmt man das erste Jahr der Reihe, in
welchemwirklichnur der Friedens-Etat verbraucht worden ist,
als Maßstab, nämlich das Jahr 1852, so sieht man, daß
dieser Etat jetzt um 13,526,603 Thlr. überschrittenwird. Es
ist dies eine Steigerung der Ausgaben urn 45 Prozent, wäh-
rend die Bevölkerungseit jener Zeit nur um etwa 12 Prozent
gestiegen ist. Noch weit stärkermuß aber jene Steigerun
erscheinen, wenn wir die Summe dazu rechnen, welchedurch
Verlust der Arbeitskraft verloren geht. Es stehen jetzt 60,000
Mann mehr bei den Fahnen, als vor der begonnenen Re-

organisation, und wenn wir den Werth dieser Arbeitskraft
nur zu Hundert Thaler pro Mann "ährlichannehmen, so er-

halten wir einen Verlust, der gleichsechsMillionen Thaler
zu setzen ist« Rechnen wir diese Summe zu jener"Summe,
die in dem dies·ährigenBudget gefordert wird, hinzu, so er-

giebt sich·-eine teigernng von 65 Prozent.
Eine solcheSteigerung der Ausgaben findet sich in den

übrigenPosten des Budgets nicht, und wenn auchdas Bud-

get diesmal mit einer Einnahme- SUIZIMeSbfchlleßhwelche
den Ausgaben gleich ist, so rechtfertlgt dies nach unserer
Ansicht doch nicht eine solcheErhöhungeines einzelnen
Postens in, dem Budget. Wir wollen heut nicht die tausend
und abertausend Gründe wkePekholen,welche gegen die fort-
dauernde Erhöhung des Militairbudgetssprechen, wir haben
die Zahlen mitgetheilt-vweilwir der Ansicht sind, daß solche
Zahlen- deutlichsundvernehmlichsprechen,so daß es keiner

langen Auseinandersetzungüber ihre Bedeutung bedarf. Nur

;an das eine wollen wir zum Schluß noch hinweisen. Frank-
-reich, Rußlavd,Oesterreichund Jtalien dringen nach einer

ZCrmäßigUUgder,Ausgabenfür das Militair und haben solche
ZErinäßigungenEfzuniTheil schon ausgeführt; soll Preußen
Halleijti-d.e;nz.innge«kehrten,-Wegwandean

·
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Druck und Verlag-vonFranzDuncker in Berlin-"—«"-"Veranitwortlich"eirjRedakteurizundrfsöeraiisgdebertDr. G. Lervinstein in Berlin-J


